
;

Bundessozialgericht
‘

7 Mr" 123/31? Im Namen des Volkes

Urteil
* Verxündet am ‚1ü. November 1985

in dem Rechtsstreit

;
Kläger Und Revisionskläger,

Prozeßoevollmdcntigtez-
................. . ............. ,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der ?. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung v0m 14. November 1985

für Recht erkannt:

Auf die Revisien
des Klägers wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts‚Niedersachsen vom 11. Oktober 1984 aufge—

nooen. Die äerafung der Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Oldenburg vom 31. August 1983 wird zurück—

gewieuan.

;
Die Beklagte hat dem Kläger auch die Kosten des Berufung5—

und Revisionsverfahrens zu erstatten.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


.„2„

G r ü n d e

Der Kläger wendet sich gegen die Aufhebung einer Bewilligung von

Arbeitslosenhilfe (Alhi).

Er begann 1976 die einphasige Lenrerausbildung an der Universität

0 . Für die Zeit des dritten Ausbildungsabschnitts vom

.1. Oktober 1979 bis 31. März 1981 war er aufgrund landesge-

setzlieher Regelung in ein öffentlich—rechtliches Ausbildungs—

IVerhältnis berufen (vgl 5ä\2 Abs 1, 4 Abs 1 des Gesetzes zur

vorläufigen
Regelung

des öffentlich—rechtlichen Ausbildungsw

verhältnisses in der einphasigen
Lehrérausbildung

vom 31. Mai

1978 —GELAB—‚Niedersächsisches GVBl 1978 S 451, idF vom

17Ä Dezember 1979, Niedérsächsisches GVBl 1979 S 337) und er-

hielt vom Land Niedersachsen die nach 5 6 GELAB vorgesehenen Be—

züge, blieb jedoch eingeschriebener Student. In diesem Zeitraum

erfolgte vom 1. Februar 1980 bis zum 16. Juli 1980 eine be—-

rufenraktisehe
Ausbildung,

in der er zwölf Wochenstunden Unter*

richt erteilte und das Land
■iedersachsen-Beiträge

zur Arbeits—

losenversieherung entrichtete. Anschließend fübrte der im öf4
fentlich-recbtlichen

Ausbildungsverhältnis verbliebene Klägery

sein Studium an der Universität 0 fort.

■ach Ablegung des Ekamens beantragte er mit Wirkung zum 1. April‘

1981 Alhi‚'die ihm zunächst bis zum 31. März 1982 und nach

Überprüfung der An3pruchsvoraussetzungen mit Bescheid_vom
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1_3_

23. März 1962 für die
Zeit

vom 1. April 1982_bis 31. €ärz 1983

bewilligt wurde.

Durch Bescheid vom 29._November
1982

nahm die Beklagte unter

Hinweis
auf S 45 Abs 2 des Sozialgesetzbuches — Verwaltungsver—

fahren
_.(SGB 10) ihre Bewilligung im Bescheid vom 23. März 1982

mit Wirkung vom 2. Dezember 1982 zurück. Sie begründete dies mit

einer geänderten Rechtsauffassung; Zeiten‘der*einbhasigen

Lehreräusbildung
in Niedersachsen.könnten den Anspruch auf Alhi

nicht
sie

ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis (% 134_

Abs 2
Nr_1

des Arbeitsförderungsgesetzes —AFG—) auslösen. Der

Widerspruch des Klägers blieb erfolglos (WidersérUchsbeseheid vom

28. Dezember 1982).

‘Das Sozialgericht_(86) hat
den

Bescheid_der Beklagten vom

29. November 1982 und den-Widerspruehsbescheid
vom 28. Dezember

1982 aufgehoben {Urteil vom 31. August 1983). Zur Begründung hat

das SG ausgeführt,
daß

dem Kläger ein Anspruch auf Alhi zustehe,

1: die Voraussetzungen des 3 134 Abs
1 Satz ! Nr 4

Buchstabe b, Abs 2 Nr 1 AFG erfülle._Seih öffentlich-rechtliches

Ausoildungsverhältnis im Rahmen
der eihphasigen Lehrerausbilduhg

sei in den Bereich der öffentlich—rechtlichen Dienstverhältnisse

15 des % i3ü-Äös 2
AFG

einzuordnen. Die Rücknahme der Bewilligung

GB 10 sei zu Unrecht erfolgt:01vs: Alhi nach @ #"

Im Berufungsverfahren hat der Direktor des Arbeitsamtes Oldenburg

am 27„ Juni 1983 einen "Ergänzungebescheid" zum Widerspruchsbe—

scneid erlassen, in dem-er ausführt, daß auch unter Berücksich—
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tigung der Ermessensausübung eine andere EntsCheidung nicht mög«

lich gewesen sei.

Auf die Berufung der Beklagten hat das Landessoziälgericht Nie—

dersachsen (LSG) das Urteil des SG aufgehoben, die Klage ab—

gewiesen und die Revision zugelassen (Urteil vom 11. Oktober

198ü). Zur Begründung hat das LSG im wesentlichen ausgeführt:

Gegenstand der
Klage

sei der Bescheid vom 29.
November 1982 in

der Gestalt des Widerspruohsbescheides vom
28. Dezember 1982,

ergänzt durch das Schreiben_vom 27. Juni 1984. Bei dem letzt—

genahnten Schreiben handele es sich nicht um einen selbständigen
Verüaltungsakt

iS des % 31 SGB 10, da er weder einen selbständi—l

gen Verfügungssatz-enthalte noch den Verfügungssatz des ange—

fochtenen Bescheides
ergänzé.

Die Aufhebung der
Alhi—Benilligung

stütze sich
zu Recht auf 5 95 SGB 10; denn diese Bewilligung

sei

zu Unrecht erfolgt. Der Kläger habe nicht die Voraussetzungen des

% 139 AFG idF des
ArbeitsförderungseKonsolidierungsgesetzes

vom

22. Dezember 1981 (BGBl I 1997 — AFKG) erfüllt. Da er im
letzten

Jahr tor seiner
Arbeitslosmeldung

kein Arbeitslosengeld (Alg)

bezogen habe, wäre ein AnSpruch auf Alhi ab 1. April 1982 nur

gegeben
gewesen, wenn er in diesem Zeitraum mindestens 159 Ka—

Lendertage in_einer Beschäftigung gestanden oder eine Zeit zu—

rückgelegt hätte, die zur Erfüllung der Anwart3chaftszeit dienen

xönnte (% 134 Abs 1 Nr 4 Buchstabe b AFG). Der Kläger habe al—

lenfalls während seines
Unterrichtsvorhabens

in der Zeit
von

1. April bis 16. Juli 1980 und somit höchstens 10?
Kalendertage

in einer abhängigen Beschäftigung gestanden. In der darauffol—
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genden Zeit habe er lediglich den Pflichten eines eingesonrie‚

benen Studenten untérlegen, so daß innerhalb der Rahmenfrist eine

abhängige Beschäftigung iS des & 134 Abs 1 Nr ü Buchstabe-b AFG

nicht vorgelegen habe.

Auch die V0raussetzungen des 3 13a Abs 2 Nr 1 AFG
seien nicht

erfüllt
gewesen.

Nach dieser Vorschrift könnten auch Zeiten einen

öffentlich—reebtlidhen Dienstverhältnisses
den Anspruch auf Alhi

begründen. Entsprechend
der

Rechtsprechung
des Bundessbzialm’

gerichts —BSGm(Urteile vom 22; Februar 1984 „ T RAr 8/83 „lund

vom 12. April 1984
— 7 RAr 3ä/83 —) sei jedoch davon auszugehen,

daß zeiten-der einphasigen Lehrerausbildung in
Niedersachsen

‚nicht
dem öffentlich-rechtlichen'Dienstverhältnis iS des % 13ä

Abs 2
Nr

1 AFG gleichzustellen seien.
Dem Beamtenverhältnis

als

Prototyp eines'öffentlich—reéhtlichen Dienstüerhältnisses_sei
es

nicht
eigen,

daß der Beamte einen
bisherigen Status

als
Student

weiterbehalte
und er nahezu Dreiviertel seiner

Dienstzeit
keinen

Dienst leiste, sondern aussbhließlich studiere. Hinzu komme, daß

es an der
entscheidenden

beamtenrechtlichen
Pflicht

der Weie

sungsgebundenheit fehle. Die Verneinung des öffentlich—recht—

lichen Dienstverhältnisses führé‘auch nicht zu einer sachlich

"Sunge eehtfertigten Ungleichhebandlung der Teilnehmer an der ein—

phaäigen Lehrerausbildung im Vergleich zu normalen Ausbildung“—

“tnissen und zu den Refereniar n. Die untersChiedlichen gr—'‚-
.1vernä

gebnisse seien bedingt durch die Beurteilung
uhterschiedlicher

$:caverhaite. Der Kläger habe während der Rah■enfrist
— zumindest

nach Abschluß
seines Unterrichtsvorhabens am 16. Juli 1980 bis

zum 31. März 1981 — nicht in einem öffentlich—rechtlichen
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DienStverhältnis gestanden. Die Voraussetzungen des 5 134 Abs 1

Nr # Buchstabe b iVm 5 134 Abs 2 Nr 1 AFG seien somit vom

1. April 1982 an nicht mehr erfüllt
gewesen.

0ie
Beklagte habe

rechtmäßig
den

rechtswidrigen
begünstigenden

Verwaltungsakt
zurückgenommen; dabei sei ein Vertrauensschutz des

Klägers nicht verletzt werden. Nach 3 M5 Abs 2 Satz 1 SGB 10 sei

bei der Rücknahme eines rechtswidrigen begünstigenden_Vérwal—-

.tungsaktes das schutzwürdige Vertrauen des
Adressaten

in den Be—

“stand_des Bescheidés gegenüber dem öffentlichen Interesse an

einer
Rücknahme

abzuwägen. Anhaltspunkte für das
Regelbeispiel

des S 45 Abs
2 Satz 2 SGB 10 seien nicht gegeben. Entgegen der

Ansicht des Klägers sei
weder

die Gefahr, der Sozialhilfe zur

Last zu fallen, noch der Umstand, daß die Rechtswidrigkéit
auf

einer Änderung der Rechtsansicht der
Beklagten beruhe. geeignet,

ein überwiegendes
Interesse

des Klägers an dem Bestand des Be—

scheides vom 23. März 1982 zu béjahen. Dem Interesse des Klägers
stehe ein öffentliches Interesse

an einer gleichmäßigen
Rechts—

anwendung
gegenüber. Zudem habe die Verwaltung ungerechtfertigte

Leistungen aus öffentlichen Mitteln zu vermeiden. Diesem Ergebnis

stehe nicht das Urteil des
BSG

vom 1“. Juni 198H — 10 RKg 5/83—

(SozR 1300 % H5 Nr 9) entgegen, in dem das
Gericht

den Entzug von

Kindergeld aufgehoben habe. Bedingt durch eine über längere Zeit

_erfolgte Kindergeldzählung habe der Berechtigte auf einen wei—

teren Bezug dieser Leistung vertrauen dürfen. Die Beklagte be—

willige Alhi hingegen gemäß % 139a AFG nur für ein Jahr. Jedem

Berechtigten müsse bekannt sein, daß die Alhi bei Änderung ins"

besondere der wirtschaftlichen Verhältnisse jederzeit gekürzt
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'oder
entzogen

werden könne. Der Umstand, auf Sozialhilfe angea

wiesen zu Sein, rechtfertige bei der vorliegenden Fallgestaltung

Keinen Vertrauensschutz, Leistungen der
Sozialhilfe seien

unter

Umständen
höher

als die
Alhi,

in der Regel erfolge keine erheb-

liche Schlechterstellung.

Die Beklagte habe bei der Fassung ihrer
Bescheide'die

Erforder—

nisse des 5 35 Abs 1 Satz 1 und 2 SGB 10 beachtet.
Einen

aus—‘
ldrüeklichen Hinweis

darauf, daß sie eine Ermessenentscheidung|

getroffen habe,
fehle

zwar in ihren
Bescheiden;

erst in den Er—

gänzungsschreiben vom 27. Juni
198ü,

dessen es nicht bedurft

habe, sei ausgeführt worden, daß unter Berücksichtigung des aus—

zuübenden Ermessens eine andere
Entscheidung

nicht möglich ge«

wesen sei. Bereits aus dem Widerspruchsbescheid ergebe sich,.daß

die Beklagte eine Entscheidung nach % 45 SGB'JO und damit eine

Ermessensentscheidung getroffen
habe, die

darüber hinaus_auch
den

-Voraussetzungen des % 35 Abs 1 SGB 10 entspreche. Äus
der

aus;

führlichen Begründung des Bescheides
ergebe-sibh - auch ohne

ausdhdckliche Erwähnung
des

Begriffes "Er■essen"
— die

tatsäché

liche und ermessensfehlerfreie Ermessensausübung; Es sei nicht zu-

verkennen, daß diese Ausführungen der Beklagten auch der Fest—
-stellung des Tatbestande3 des % ”5 SGB 10 zuzureéhnen seien,

der

eine
Abwägung

des Vertrauensschut2es des Betroffenen mit dem

öffentlichen Interesse erfordere. Eine sorgfältige Ermessensaus—

23u3g erübrige sich dadurch nicht. Es liefe jed0ch auf unnötige'

£ieüerholungén in der Begründung eines Bescheides hinaus, Wenn

der Beklagten die Verpflichtung auferlegt werde, dieselben Ge—

sichtspunkte sowohl im Rahmen des Tatbestandes als auch bei der
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Darstellung
der Ermessensausübung zu erörtern. Die Beklagte habe

ihrer Begründungspflicht Genüge getan, da keine Gründe ersichté

lich
seien,

die im Rahmen der Interessenabwägung nicht berück—

Sichtigt wurden und
die

für eine
Ermessensausübung

zugunsten des

Betroffenen sprachen.

Die Beklagte habe bei der Rücknahme des Bescheides vom 23. März

1982 durch Bescheid vom 25. November 1982 die Zweijahresfrist

Idee
5 #5 Abs 3 Satz 1 SGB 10 eingehalten. Sie habe den Bescheid

mit Wirkung ab 2. Dezember 1982 und damit für die Zukunft zu—

rückgenommen. Der Kläger habe den Rückhahmebescheid-davor
er—

halten.

Der Kläger rügt
mit

seiner Revision sinngemäß eine-Verletzung des

5 35 SGB 10 durch das LSG und trägt dazu vor, er könne sich auf

einen Vertrauensschutz berufen; da er auf_den
Bestand

des Ver—

waltungsaktes vertraut habe und sein Vertrauen unter Abwägung mit

dem öffentlichen Interesse an einer
Rücknahme

schutzwürdig sei.

Die Tatbestände
des 5 45 Abs 2 Satz 3 Ziffern 1 bis 3 SGB 10

"

seien nicht erfüilt.
Auch der Fall des 5 45 Abs 2 Satz 2 SGB 10

Sei nicht gegeben. Unter Berufung auf die Rechtsprechung des BSG

(Urteil vom 28. November 198% _ & RJ 37/83 —) sei davon auszu—

7 gehen, daß
zwischen Vertrauensschutz und dem Grundsatz der

Rechtmäßigkeit und Gesetzmäßigkeit allem Verwaltungshandeln ein

Spannungsverhälthis
bestehe, das bei Nichtvorliegen der‘Regel—

tatbestände des 5 #5 Abs 2 Sätze 2 und 3 SGB 10 nur durch Ab—

wägung im Einzelfalle unter Beachtung aller Umstände'aufzulösenv

sei. Eine Abwägung unter Beachtung dieser Grundsätze habe das LSG

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_9_

jedoch nicht
vorgenommen. Das Vertrauen des Klägers am Fortbem

stand des Verwaltungsaktes sei besonders schutzhürdig, weil er

sich durch die'Leistungsbewilligung darauf eingestellt
habe, daß

er zu dem Personenkreis der Arbeitnehmer und
Soiialyersichérten

gehöreg—Als
Leistungsbebieher

sei er nach 5 155 AFG in der ges

'setzlichen KrankenverSicherung pflichtversichert gewesen. Außer»

dem habe für die Beklagte bis zum 31.
Dezember-1982

die Ver_

pflichtung bestanden,
Pflichtbeiträge

zur
gesetzlichen Renten—

verSicherung zu-entrichten. Bei Fortdäuer des Alhi—Bezuges hans

ab 1. Januar 1983 die Voraussetzung für die Anerkennung einer

'Ausfallzeit gemäß 5 36 Abs 1_Nr 3a des Angestellténversich°—

rungsgesetze5 (AVG) vorgelegen. Darüber hinaus habe er ein An?

lrecht auf eine
Arbeitsbeschaffungsmaßnahme

gehabt. An der Aus—

gliederung des Klägers aus dem Kreis der Solidargemeinschaft der

Sozialversicherten
und der Abdrängung in eine Randgruppe der Ge«

=sellsbhaft ohne berufliche
Perspektive

könne kein vorrangiges

' öffentliches Interesse bestehen.

Angesichts der Rechtsprechung des BSG (Urteil vom
28.

November

i198ü +"H RJ
37}84

-; BSGE 10, 72, 76f) müsse
der

Rechtsauffassung

des.LSG
entgegengetreten werden, wonach bei dauerndem Bezug ven

Leistungen aus öffentlichen Mitteln dem öffentlichen Interesse

der Vorrang einzuräumen sei. Soweit sich das öffentliche
Inte-

resse
in

einem finan2iellen Interesse erschöpfe, stehe dem
ein

.ebenso hoch einzuschätzendes finanzielles
Interesse

des Ver"

sichérten an
Fortbestand des ihn

begünstigenden Bescheides
ge—

genüber, so daß sich kein überwiegendes öffentliches Interesse

annehmen lasse. Ausschlaggebend habe dann der Umstand zu sein, ob
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die der Rücknahme des rechtswidrigen begünstigenden Bescheides

zugrundeliegenden Tatsachen dem‚Träger zuzurechnen seien, der den

Bescheid erlassen habe. Die Fehlerhaftigkeit des Bewilligungsbe—

scheides liege ausschließlich im Verantwortungsbereich der Be—

klagten. Sie habe sich geirrt, als sie die Zeiten des öffent—
licherechtlichen

Ausbildungsverhältnisses den Zeiten eines öf—

fentlich—rechtlichen Dienstverhältnisses gleichgestellt habe.

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil sowie den Ergänzungs- —

bescheid der Beklagten vom 27. Juni 1984 aufzu—

heben und die Berufung der Beklagten gegen das

Urteil des Sozialgerichts Oldenburg vom
31.

August

1983 zurückzuweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zurückzuweisen.

Sie hält_däs angefochtene Urteil für richtig und führt ergänzend

aus:

Entgegen der Auffassung des Klägers seien die Ausführungen des

BSG im Urteil vom 28. November 1984 „ 4 RJ 37/84 —
auf den vor-

liegenden Sachverhalt nicht
übertragbar.

Einerseits erschöpfe

sich das öffentliche Interesse nicht nur in einem finanziellen

Aspekt, da es auch im öffentlichen'lnteresse liege, einen ge—

.setzmäßigen Zustand und damit eine gleichmäßige Rechtsanwendung

herzustellen. Zum anderen habe die Beklagte lediglich eine bisher

_11_
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vertretene Rechtsauffassuhg aufgegeben,
so daß

nicht
von einem

schuldhaften Verhalten-- in Form
der Verletzung

von besonderen

Prüfungspflichten
— auszugehen

sei.
Absicht'des Gesetzgebers sei

es nicht gewesen, die Rückhehmbarkeit eines
Verwaltungsaktes

für

die
Zukunft

davon abhängig zu machen, inwieweit ein alleiniges

Verschulden der Behörde
ursächlich

am
ZUstandek0mmen eines Ver—

waltungsaktes gewesen sei. Vielmehr habe er Personen, die im

Hinblick auf das Verhalten der Behörde Zu Unrecht Leistungen ben

zogen haben, nur vor
einer-Rhcknahme-dieses

Verwaltungsaktes mit

%irkung für die Vergangenheit schützen wollen.

II

Die Revision des Klägers ist begründet.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom

_29.
November 1982 in der

Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom

';3. Dezemser 1932 (% 95 des Sozialgerichtsgesetzes aSGG—). Der

Kläger begehrt dessen
Aufhebuhg.

Infolgedessen wird von dem

rechtlichen Inhalt.des angefochtenen Bescheides der Umfang des

länspruchs bestimmt, über den das
Gericht

zu entscheiden
hat

(5 123 SGG). Die Beklagte
hatte

dem Kläger durch den
Bescheid #om

ij.
März

1982 Alhi für die Zeit vom 1. April 1982 bis 31. März

1933 bewilligt.
Diese Entscheidung

entspricht der Regelung in

% 139a AFG, wonach Alhi längstens für ein Jahr bewilligt werden

soll und vor einer erneuten Bewilligung die Ansbruchsvorausset—

zungen zu prüfen sind. In den Bestand dieses Verwaltungsaktes‚
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greift der angefochtene
Bescheid

ein, indem er die Bewilligung

'für die Zeit ab 2. Dezember 1982 zurücknimmt. Seine Wirkung

reicht jedoch nicht weiter, als die ursprüngliche Bewilligung. Im

anhängigen Verfahren ist deshalb nur darüber zu entscheiden, ob

dem Kläger Alhi für
die

Zeit vom 2. Dezember 1982 bis 31. März

1983 zustand und ob der angefochtene Verwaltungsakt verneinen—

denfalls die übrigen Voraussetzungen für die Rücknahme der Be—

willigung
in dem zeitlichen Umfangs erfüllte. Die Klage betrifft

folglich weder die Frage, ob die insoweit nicht aufgehobehe
Be—

willigung von Alhi bis einschließlich 1. Dezember 1982 recht-

'mäßig war, noch ob der Kläger vom 1. April 1983 an einen An—

spruch auf Alhi besitzt.

Der
sogenannte Ergänzungsbescheid

der Beklagten vom 27. Juni

1984
ändert

an dieser Rechtslage nichts. Es.handelt sich insoweit

nicht um einen Verwaltungsakt iS des_ä 31 SGB 10. Die Beklagte

trifft darin keine Regelung. Wie dem Inhalt dieses Schriftstückes

zu
entnehmen

ist, wollte sie damit lediglich zum Inhalt ihres

äiderspruchsbescheides vom 28. Dezember 1982 eine "Klarstellung"

abgeben. Es wird in anderem Zusammenhang noch zu prüfen sein, ob

es sich darüber hinaus auch um das zulässige Nachschieben einer

dem
Widerspruchsbescheid bisher

fehlenden Begründung handelt.

Hahgels eines eigenen oder gar
abweichenden Regelungsinhalts

gegenüber dem angefochtenen Verwaltungsakt in der Gestalt des

Hiderspruchsbescheides scheidet jedenfalls eine förmliche
Einbe—

ziehung des Schreibens vom 27.
Juni

1984 in das Verfahren gem

5 96 SGG aus.

_13_
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_13_

Zur Wahrnehmung
seines

Anspruchs hat der Kläger sich zulässig_auf

'die reine Anfechtungsklage
nach 3 54 Abs 1 SGG beschränkt) Die

begehrte
Aufhebung der

angefochtenen Bescheide hät ohne weiteres

zur Folge, daß der Bewilligungsbescheid vom 23; März 1982 in

seiner ursprünglichen.Fassung wiederhergestéllt wird und die Be"

; @klägte daraus bei seiner Heitergéltung zur Zahlung der bewili'

ten Alhi auch für die Zeit vom 2. Deäember 1982 bis 31. März

‚1983
verpflichtet ist. Für

eine Léistungsklage nach
5 5“ Abs 4

SGG bestand folglich.kein Raum (BSGE
48‚'33‚-3ü

:
SOZR'41OO 5 HQ

/

Nr 19)._

Im Ergebnis
zutreffend hät

das SG der
Anfechtuhgsklage

stattge-

geben.
Bei der streitigen Aufhebung der Alhi—Bewilligung hat die

Beklägte nicht
die

Anforderungen
des % 45-SGB 10 beachtet, der‚

hier als Grundlage für die
Aufhebung'allein

in Betracht kommt.

Nach 5 45 Abs 1 SGB 10 darf
ein

rechtswidriger
begünstigender

‘Verwaltungsakt
nur unter den Einschränkungen der Absätze 2 bis q

ganz oder teilweise mit Wirkung für die Vergangenheit oder Zu—

Aunft aufgehoben werden.

Der Bescheid vom 23. März 1982 ist ein begünstigender Verwal—_

tungeakt;-er räumte dem
Kläger

für die Zeit vom 1. April 1982

bis 31. März 1983 einen Anspruch auf Alhi ein. Diese
Entschei—

dcsg war jedoch
iS

des $ 45 Abs 1 SGB 10 rechtswidrig, weil der_

Kläger die Voraussetzungen für den bewilligten Anspruch nicht

1 }.
..a

(“
T

(DC
::‚_1

i”S@ Dies ergibt sich aUS % 13ü AFG in der seit 1. Januar

(82 geltenden Fassung des AFKG vom 22„-Dezember 1981 (BGBl I"_
.

\..
.

1ü97). Nach dieser Vorschrift hat Anspruch auf_Alhi‚ wer neben
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den Voraussetzungen des 5 13“ Abs 1 Nrn 1 bis 3 AFG innerhalb

eines Jahres Vor der
Arbeitslosmeldung‚

die dem Antrag auf Alhi

“vorausgeht,
mindestens

150 Kalendertage,
sofern

der letzte An—’

spruch auf Alg oder Alhi nach 5 119 Abs 3 erloschen ist, danach

mindestens 2ü0'Kalendertage in einer Beschäftigung_gestanden oder

eine Zeit zurückgelegt hat, die zur Erfüllung der Anwartschafts—

zeit dienen können.
Aufgrund

der
Arbeitslosmeldung

des Klägers

zum 1. April 1981 lief die nach S 13“ Abs 1 Nr # AFG maßgebliche

einjährige Rahmenfrist vom 1. April 1980 bis zum 31. März 1981.

Nach den unangégriffenen Feststellungen des LSG befand sich der

Kläger in dieser Zeit in einem öffentlich—rechtlichen Aquil—

dungsverhältnis zum Land Niedersachsen; er
nahm

innerhalb der

Rahmenfrist vom 1. April 1980 bis zum 16. Juli 1980
an

einem

Unterrichtsvorhaben teil. Anschließend setzte er — im öffent-

lich—rechtlichen
Ausbildungsverhältnis

verbleibend — bis zum

31. März 1981 sein Studium an der Universität fort.

Eine
Beschäftigung iS des S 134 Abs 1 Nr 4 Buchstabe b AFG lag

aufgrund dieser Umstände in der Zeit vom 17. Juli 1980 bis zum

31.‘März 1981 nicht vor. Nach 3 7 des Sozialgesetzbuches
— Ge—

-meinsame Vorschriften für die Sozialversicherung ; (SGB 4), der

eine Legaldefinition zu einem
der

Grundbegriffe der Sozialver—

sicherung gibt und nach % 173a AFG auch für die Beitragspflicht

zur Arbeitslosenversicherung gilt, ist Beschäftigung die nicht

selbständige Arbeit, insbesondere in einem ArbeitsverhältniS.

Gemäß S 7 Abs 2 SGB 4 gilt als Beschäftigung auch der Erwerb be—

ruflicher Kenntnisse, Fertigkeiten oder Erfahrungen im Rahmen

betrieblicher.Berufsausbildung; jedenfalls die reinen Studien-
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zeiten des Klägers erfüllen diese
Bedingungen nicht.

Nach den

bindenden Feststellungen des LSG (% l63 SGG) unterlag der
Kläger:

nach Beendigung seines Unterrichtsvorhabens
während des an—

sohliéßenden
Studiums in der Zeit vom 17. Juli 1980 bis

zum

31. März 1981 den
Pflichten

eines ordentlichen eingeschriebenen

Studenten} Er war weder von dem
Weisungsrecht eines

Arbeitgebers

abhängig noch“unterstahd
er

einem Direktionsrecht. Als Beschäf—

tigung iS des 5 134 Abs 1 Nr M Buchstabe b AFG
komnt

somit

allenfalls die in die oa Rahmenfrist fallende Zeit des Unter-

richtspraktikums in Betracht.
‘

Ob das
Braktikum

innerhalb der einphasigen Lehrerausbildung im

'Land Niedersachsen überhaupt als eine Beschäftigung iS des % 13%

Abs 1 Nr &
Buchstabe

b AFG idF des AFKG angesehen werden
kann,

net der Senat bereits in seinen Urteilen vom 22. Februar
1584

— ? RAr 8/83 — und vom 12. April 1983 — 7-RAr 34/83 —
offen ge—

lassen. Auch im vorliegenden Falle bedarf diese Frage keinery

-_Entscheidung. Wie das LSG bindend festgestellt hat, dauerte
das

Unterribhtsvorhaben
(nur) 107 Kalendertage und entsprach deshalb

sehen
aus diesem Grunde nicht den Voraussetzungen einer Mindest—

eesehäftigungszeit
von 150 Kalendertagen iS des % l3ü Abs 1 Nr &

suchst b AFG idF des AFKG. Aus dem gleichen Grunde scheidet eine

Anwartschaftsbegründung-aus diesem Praktikum gem % 13ü Abs 2 Nr 1

AFG aus. Danach stehen einer Beschäftigung iS des Abs 17Nr ü

i.‘u ...:.)abstabe b zwar die Zeiten eines öffentlich-rechtlichen Dienst—

verhältnisses, insbesondere als Beamter, Richter; Berufssoldat

und Soldat auf Zeit gleich. Sie müßten aber ebenfalls eine

Hindestdauer von 150 Kalendertagen umfassen; was hier nicht der
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Fall ist. Im übrigen ist dem LSG zuzustimmen,
daß

Zeiten der

einphasigen Lehrerausbildung in Niedersachsen außerhalb des Un—

terrichtspraktikums nicht als
öfféntlich—rechtliches

Dienstver-

hältnis is des %134Abs 2 Nr 1 AFGanzusehensind. Dies hat der
Sénat ebenfalls bereits entschieden (Urteile vom 22. Februar

1984 — ? RAr 8/83 - und vom 12. April 1984 — ? RAr 34/83 —).

Gegenüber
dieser Rechtslage kann sich der Kläger nicht darauf

berufen, daß für
seinen_Ahspruch

auf Alhi für die Zeit ab

1,
April 1982 weiterhin die Fassung'des 5 134 AFG maßgeblich

geblieben sei, die im Zeitpunkt seiner Antragstellung zum

1. April 1981 gegolten hat. Zwar handelt es sich im Falle un—

unterbrochéner Arbeitslosigkeit mit Fortbestand der übrigen An—

spruchsvoraussetzungen
bei der Alhi grundsät211ch um einen ein—

heitlichen und fortwährenden Anspruch. Darauf hat die ab—

schnittsheise Bewilligung der Leistung gem 5 139a AFG keinen

Einfluß; diese stellt keine Begrenzung der Anspruchsdauer, son—\

dern lediglich eine
solche der Leistungsbewilligungsdauer dar.

Jedoch bedeutet dies nicht, daß ein einmal entstandener Anspruch

auf Alhi auch bei sonst gleichbleibenden Verhältnissen zeitlich

unbegrenzt gewährleistet
ist;

Im Rahmen verfassuhgsrechtlich
zu-

lässiger Maßnahmen ist der Gesetzgeber Vielmehr berechtigt, auch

in
den

Bestand eines solchen Anspruchs-einzugreifen. Dies ist mit

der Änderung des % 134 AFG durch das AFKG geschehen.

Angesichts des Wortlauts von S'134 Abs 1 Nr 4 Buchstabe b AFG in

der Fassung vor.dem Inkrafttreten des AFKG (1. Januar 1982)

konnte der Kläger durch die in die Rahmenfrist fallenden 107 Tage
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seines Praktikums die Anwärtschaft für den (auch so zuerkannten)_

Alhi—Anspruch ab 1. April 1981 erworben
haben;

denn diese Vor—

_schrift verlangte_grundsätzlich nur den Nachweis von 70
Tagen

entlohhter
Beschäftigung

im letzten Jahr vor der maßgeblichen

Arbeitslosmeldung. Dies bedarf hier jedoch keiner abschließenden

Entscheidung; Selbst wenn die frühere Bewilligung
der Alhi

rechtmäßig wäre, hätte der Kläger diese Rechtsstellung_für die

Zeit ab 1. April 1982 als Folge der Reohtsänderung durch das

AFKG verloren. Es entsprach der Absicht des Gesetzgebers. die mit

‘der Änderbng des 5 134 Abs 1 Nr_4 Buchstabe b AFG ab 1. Januar

1982 gegenüber
dem bisherigen Recht erweiterten

Anwartschafts—

voraussetzungen nach einer Übergangszeit von drei
Monaten

auch

auf bei Inkrafttreten des AFKG bereits laufende Leistungsfälle

auszudehnen.
Dies folgt aus der Übergangsregelung'in_Artikel 1

% 2 Nr_1T‘AFKG. Danach ist ua S 134 Abs 1 Nr 9 Buchstabe b
AFC

in

der
bis

zum 31. Dezember 1981 geltenden FasSung bis zum

31.
Märi 1982 anzuwenden, wenn die Voraussetzungen des

Alhi-An—

spruchs hiernach für einen Zeitraum im Dezehber 1981 erfüllt

_ ' „_..g
Q.Lllu. ,

_Mit_dieser Regelung hat der Gesetzgeber zwar in einen gegen—

wärtigen,
noch nicht

abgeschlossenen
Sachverhalt für die

Zukunft

eingegriffen. Diese
Gesetzesänderung

wirkte sich auch zum
Nach—

teil des Klägers aus,
falls

er zuvor
wegen der Dauer

des Prakti‚

kums sie
voraussetzungen

für den seit 1. April 1981 bewilligten

Anspruch auf Alhi erfüllte; für den Bewilligungsabschnitt ab

1. April 1982 war dieses Recht wegen der Erweiterung der er5

jforderliÖhen Beschäftigungsdauer in jedem Falle beseitigt,
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Aus verfassungsreéhtlichen Gründen war der Gesetzgeber hieran

nicht gehindert. Der Anspruch auf Alhi unterliegt, da er nicht

aus
Beitrags—, sondern aus Steuermitteln finanziert Wird, nichtg

dem Bereich des Eigentumsschutzes nach Art 14 des Grundgesetzes

—GG—(vgl jeweils
ein

Hinweis auf BVerfGE us, 1u2, 170, BSGvom

12. November 1981 — ? RÄr 51/80 - Dienstblatt R der Beklagten

5‘134 Nr 2710a‚
BSG

SozR 4100_% 136
hr

2). Die Auswirkung der
Änderung

des % 13ü AFG durch das ÄFKG für laufende Leistungsfälle

ist trotz
ihrer

Beschränkung auf die Zukunft
zwar

als eine so—

genannte
unechte Rückwirkung eines

Gesetzes anzusehen, die an der

Schranke des Rechts— und Sozialstaatsprinzips iS des Art 20 GG zu

messen ist. Diese wäre jedoch nur dann verfassungswidrig, wenn

sie in einen Vertrauenstatbestand eingegriffen hätte und die Be—

deutung des gesetzgeberischen Anliegens für die Allgemeinheit das

Interesse des einzelnen am Fortbestand des bisherigen Zustandes

nicht übersteigen würde (BVerfGE 36, 73, 82). Das ist jedoch

nicht der Fall. Angesichts der zahlreichen Änderungen im Recht

der Alhi seit Inkrafttreten des AFG kann der Bezieher dieser

Leistung sich nicht darauf berufen, ihm müsse ein Vertrauen in

den gleichbleibenden Fortbestand der einmal vorhandenen An—

spruchsvoraussetzungen zugebilligt werden (Vgl dazu BSGE 48, 33,

41 : SozR 4100 5 4% Nr 19). Der Senat hat schon
mehrfach

ent—

schieden,
daß

der Bezieher von llhi auch mit entwertenden Ein—

griffen des Gesetzgebers in den Bestand oder die Höhe seines An—

spruchs rechnen muß, die aus
übergeordneten

öffentlichen
Inte—

ressen erfolgen; hierbei ist zudem zu beachten, daß
die Alhi

Elemente einer Fürsorgeleistung enthält, so daß bei Fortfall

dieses Anspruchs das dem_sodann Bedürftigen zustehende Recht auf
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Sozialhilfeleistungen grundsätzlich
einen angemessenen

Ausgleich

gewährleistet (BSG-Vom 12. November 1981 aaO; BSG SoZR “100

3 136 Nr 2). Diese Grundsätze gelten in gleicher Weise für die
Änderung

des 5 133 Abs 1 Nr Ä Buchstabe b AFG durch das AFKG‚ Er

beruht auf der sächgerechten Erwägung, angesichts steigender '

Ausgaben infolge_ungünstiger Entwicklung des Arbeitsmarktes die

Arbeitsförderung
funktionsfähig zu erhalten und dabei den Grund“

sätzen der
Wirtschaftlichkeit und_8barsamkeit besonders Rechnung

zu tragen (vgl Begründung zum Entwurf eines AFKG,
Allgemeiner

Teil, BT—Drucks 9/799, S 30 ff)_-

Keiner
Ent3cheidung

bedarf es, ob ein übergangsloses Inkraft—

treten der Neuregelung des 5 134 Abs 1 Nr‚ü Buchstabe b AFG zu

beanstanden wäre.
Wie ausgeführt, sieht das AFKG insoweit eine

Übergangszeit vom alten auf das neue Recht in laufenden Lei—

i stungsfällen von drei Monaten vor. Nach Auffassung des Senats hat

-der
Gesetzgeber im Rahmen des ihm hier zustehenden weiten Ge—

cstaltungsspielraums (vgl dazu
BVerfGE 29, 221, 235; 36, 73, 84)

uiuit'eine verfassungsrechtlich fehlerfreie Abwägung zwischen

öffentlichen und IndiÜidualinteressen
vorgenommen. Darf dies bei

geringeren
Eingriffen

sogar zu einer den Art 20 GG nicht be-

rührenden übergangleSen Anwendung
neuen Rechts

führen
(vgl 858

See? M100 3 136 Nr 2), trägt die hier vorgesehene Übergangslösung
ienfalls

dem_8edürfnis des
Alhi—Beziehers ausreichend Rechnung,

er
rechtsstaatlich bedenklichen Eingriffen, dh hier vor einer

zeizlich unmittelbar wirkenden vollständigen
Entwertung seiner

erworbenen Rechte, geschützt zu werden (vgl-dazu BSG vom

i2. November 1981, aaO). Im Falle des Klägers wird die Belastung
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dieses Eingriffe zudem noch dadurch gemindert, daß die Beklagte

die Alhi—Bewilligung erst-zum 2. Dezember 1982 zurückgenommen

hat, sich für ihn das neue Recht mithin erst elf monate nach

seinem Inkrafttreten auswirkte.

Folgt aus alledem, daß die Bewilligung von Alhi an den Kläger

bereits vom 1. April 1982 an rechtswidrig war, hängt die in dem

angefochtenen Bescheid ausgesprochene Rücknahme des Bewilli—

gungsbescheides vom 23. März 1982 mit
Wirkung vom 23 Dezember

1982 an davon ab, ob die weiteren Voraussetzungen des % 45-SGB 10
vorlegen.

Die Rücknahme eines - wie hier —
rechtswidrigen,

be—

günstigenden und bestandskräftigen Verwaltungsaktes für die Zu—

kunft ist nach 5,45 Abs 1 iVm Abs 2 Satz 1 SGB 10 nur zulässig,

soweit nicht ein bestehendes Vertrauen des Begünstigten auf den

Bestand des Verwaltungsaktes unter Abwägung mit dem öffentlichen

Interesse an einer Rücknahme schutzwürdig ist. Liegen diese

‚Rechtsvoraussetzungen
für eine Rücknahmeberechtigung vor, kommt

es ferner darauf an, ob die Verwaltung
ermessensfehlerfrei

davon

Gebrauch gemacht hat. Für die Rücknahme von rechtswidrigen be—

günstigenden Verwaltungsakten mit
Dauerwirkung

— darum geht es

hier — verlangt 3 45 Abs 3 Satz 1 SGB 10 außerdem die Einhaltung'

einer Frist von zwei Jahren seit Bekanntgabe. Diese Voraussetzung\

ist vorliegend erfüllt.

Der Senat stimmt dem LSG zu, daß der Kläger sich nicht auf ein

schutzwürdiges Vertrauen in den Bestand der Alhi—Bewilligung im

da Sinne berufen kann. Aus den Feststellungen des LSG folgt Zwar,

daß er weder durch rechtswidrige Handlungen oder vorwerfbar un—V

_21_
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


__'21_‘

zureichende Angaben am Zustandekommen des Bewilligungsbescheides.-

_vom 23. März 1982
mitgewirkt_hat,

noch daß ihm grobe Fahrläs-

sigk*it hinsichtlich Kenntnis oder Unkenntnis von der Rechts—

widrigkeit dieses Bescheides vorzuwerfen
ist.

Eine Anwendung

dieser oder ähnlicher das Vertrauen
aussdhaltender Tatbestände

des 5 HS Äbs 2 Satz 3 SGB 10 scheidet mithin
aus.

Dasselbe gilt

. für den Tatbestand des 5 45 Abs 2 Satz 2 SGB 10, wonach das Ver“

—trauen in der Regel schutzwürdig ist, wenn der Begünstigte er"

brachte Leistungen
verbraucht

oder eine Vermögensdispositien gem

'troffen hat, die er nicht mehr oder nur unter unzumutbareh Nach—

teilen rückgängig machen kann. Das
LSG

hat
festgestellt,

daß An—

haltspunkte für einen
entsprechenden Sachverhalt zugunsten des

Klägers nicht vorliegen. Gleichwohl durfte die
Beklagte

von ihrem

Aufhebungsrecht grundsätzlich Gebrauch machen;
denn

im
vorlie—

genden Falle überwiegen gen_5 “5 Abs 2 Satz } SGB 10 die öffent—

lichen
Interessen

an der Rücknahme der fehlerhaften Alhi—Bewil—

ligung den Vertrauensschutz des Klägers.

Die nach % ü5 SGB 10 zugelassene Durohbrechung der Bindungswirm

kung
von Verwaltungsakten (% 77 SGG) geht von dem Gedanken der

Ierht— und Gesetzmäßigkeit jeden Verwaltungshandelns aus,.der
es

grundsätalich verlangt, rechtswidrige Verwaltungsakte zu besei—

tigen. Dem steht'allerding$ gegenüber, daß der für die Rechts—

wilrigkelt nicht verantwortliche Staatsbürger
grundsätzlich

auf

113 ■echtmäßigkeit des Verwaltungshandelns Vertrauen darf undf

denn vor der Rücknahme geschützt ist. Um den Widerstreit zwischen

:diesen beiden Grundsätzen zu lösen, muß im Einzelfalle eine

Interessenabwägung darüber stattfinden, welches Interesse über“
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wiegt, das der Allgemeinheit auf Herstellung eines gesetzmäßigen

Zustandes oder das des gutgläubigeh
Begünstigten

an der Auf—

rechterhaltung eines rechtswidrigen Zustandes. Bei Verwaltungs—

akten,
mit

denen Dauerleistungen bewilligt werden sind, ist das

öffentliche Interesse an einer Beseitigung des rechtswidrigen

Zustandes in der Regel höher einzuschätzen als bei der Gewährung

einmaliger
Leistungen, weil eine Dauerleistung die Allgemeinheit

regelmäßig stärker
belastet

als eine einmalige Leistung (vgl dazu

BSG SozR 1300 5 45 Nr 9; BVerwG Buchholz 232 $ 116 BBG Nr 21).

Entscheidend sind somit die Umstände des jeweiligen Einzelfalles.

Die Tatsache, daB
die Fehlerhaftigkeit des Bewilligungsbescheides

vom 23. März 1982 allein auf einer unrichtigen Rechtsanwendung

seitens der Beklagten beruht, rechtfertigt hier nicht ein

sdhutzwürdiges
Vertrauen des Klägers in

den
Fortbestand dieser

EntschéidUng. Hierbei muß man
sich

zunächst vor Augen halten, daß_

5 45 SGB 10 die
Rechtswidrigkeit

eines Verwaltungsaktes
voraus;

setzt. Es muß deshalb bei seinem Zustandekommen überhaupt ein

Fehler geschehen sein. Soweit dieser dem Begünstigten zuzurechnen

.ist, trifft der 5 45 Abs 2 Satz 3 SGB 10 eigene Regelungen. Bar;

aus
folgt

aber, daß nicht jeder-allein in die Verantwortung der

Behörde fallende Fehler der Rücknahme des Verwaltungsaktes nach

-3 45 Abs 2 Satz l SGB 10 schlechterdings entgegensteht (vgl Gagel

ua, Komm 2 AFG, RdNr ?“ zu % 152). Ihre Alleinverantwortung kann

zwar für den Begünstigten einen
gewichtigen Umstand

für das

lüberwiegen seines
Vertrauens gegenüber dem

öffentlichen Interesse

an der Rücknahme
ergeben;

dies kommt insbesondere für
grdbe

\'Fehler in Betracht, die bei ordnungsgemäßem Handeln leicht zu
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vermeiden
wären. Ein derartiges Verschulden der Verwaltung wird

in der Regel das Vertrauen des Bürgers nachhaltig stärken (sofern

nicht gerade deshalb zugleich der Tatbestand des 5 HS Abs 2

Satz 3 Nr
3

SGB 10 erfüllt
ist).

Abgesehen davon, daß aber auch-

in solchen Fällen alle
übrigen

Umstände in die Abwägung einzubeu
ziehen

sind, ist vorliegend ein solcher
Sachverhalt

nicht ge"

geben.

Der von der Beklagten bei der Rechtsanwendung begangene Fehler

ist von seinem Gewiéht her als gering zu erachten. Hierbei ist.zn

berücksichtigen, daß sie unter Beachtung.einer kurz
zuvor

in

Kraft getretenen
Rechtsänderung

in
einer

Vielzahl von Fällen zu

handeln hatte und daß es Sich bei den Fehlerquellen um die Be—'

antwortung einer nicht einfachen Rechtsfrage handelte. Es mußte

nämlich nicht ohne weiteres klar erscheinen, daß die Einkleidung

des einphasigen Lehrerstudiums in
Niedersachsen

in ein
Öffent—

lich—rechtliches Ausbildungsverhältnis derart géwichtige
tat—

sächliche und rechtliche Unterschiede zu dem von'ä 13“ Abs 2 Nr 1_

”"
.

h & als anwartschaftsbegründend erfaßteh öffentlich—rechtlichen

hienstverhältnis
aufwies, daß es

jedenfalls
in seiner Gesamtheit

den nicht
gleichzustellen

war. So'ergab sich die Beantwortung

dieser Frage Tür die Beklagte erst nach einer Prüfung durch ihre.

Hemetstelle; wie_däs LSG festgestellt hat. Hinzu kommt, daß Er-

xenntnisse der Rechtsprechung hierzu im Zeitpunkt der Alhi—Bé—

tigung nicht vorlegen.

engesichts dessen reichte ein rein finanzielles Interesse des,

Klägers am Fortbestand_der rechtswidrigen‚Alhiéßewilligung für
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die Dauer ihrer Reichweite (2. Dezember 1982 bis 31..März 1983)

nicht aus, seinen
Vertrauensschutz

zu begründen, selbst wenn auf

Seiten der für die Fehlerhaftigkeit verantwortlichen Beklagten

das finanzielle Interesse zur Herstellung des rechtmäßigen Zu» i

standes ebenfalls nur diesen Zeitraum von rund vier Monaten be-

traf. Es erscheint überhaupt fraglich, ob diesem zeitlich—wirt—

schaftlichen Gesichtspunkt im Rahmen der
hier

anzustellenden Ab—

wägung ein wesentliches Gewicht
zukommt;

denn eine vom Umfang her

relativ geringe finanzielle Auswirkung einer Rücknahme könnte

sowohl die Zumutbarkeit für die Verwaltung begründen, sie zu

unterlassen, wie für den zu
Unrecht Begünstigten, sie hinzu—

nehmen, insbesondere dann, wenn für ihn anderweit ein auf staat—

licher Vorsorge bestehender angemessener
Ausgleich

eintritt. Nach

Auffa3Sung des Sénats ist
jedenfalls

in solchen Fällen die Frage

der finanziellen
Auswirkung einer Rücknahme für die eine oder

andere Seite kein-entsbheidendes Argument für die Frage des Ver»

trauensschutzes. Hier verdient vielmehr der Grundsatz des S 45

SGB 10, daß die
Gesetzmäßigkéit Staatlichen Handelns regelmäßig

die Beseitigung rechtswidriger Verwaltungsakte verlangt, den

Vorrang.

Der Senat setzt sich damit nicht in Widerspruch zu der Entschei-

dung
des 4. Senats des BSG vom 28. November 1984 — 4 HJ 37/84 —

(DBV 1985, 319). Der 4. Senat hat dort ausgeführt, daß sich kein

überwiegendes öffentliches Interesse annehmen lasse, wenn sich

das öffentliche Interesse in einem finanziellen Interesse er-
schöpfe,

weil dem dann ein ebenso hoch einzuschätzehdes finane

zielles Interesse des Versicherten am Fortbestand des ihn be—
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-
günstigenden Bescheides gegenüberstehe.

Ausschlaggebend
müsse

dann sein, ob die
der

Rücknahme des rechtswidrigen begün5tigenden-

_Bescheides zugrunde
liegenden

Tatsachen dem Träger zuzurechnen

seien, der den
Bescheid

erlassen hat. Ob der 4. Senat damit

einen allgemeinen Rechtssatz dergéstalt aufstellen
wollte, daß

bei der Aufhebung von Verwaltungsakten mit Wirkung für die Zu—

kunft generell der
Verantwcrtungshereich

das entscheidende Kriw

terium im Rahmen der Interessenabwägung sein soll, kann dahin—

stenen. Dagegen sbricht, daß in'dem
entschiedenen

Falle auch

-darauf abgestellt worden_ist, daß der Entzug der
Änerkennung

von

Versicherungsieiten für den Begünstigten deshalb unzumutbar sei,

weil sein Altersruhegeld sonst
auf einen'Minimalbetrag herabm

‘ sinken
würde. Im übrigen

werden
dem Versicherungsträger leicht

vermeidbare Fehler in rechtlicher und tatsächlicher
Hinsicht_

vorgehalten.
selbst

wenn
der

oa Rechtssatz jedoch für den Entzug

von Rentenleietungen allgemein gültig sein_sollte;
gilt

er nicht

-in gleicher Weise für.den Bereich
der

Alhi; hier handelt es sich

nämlich um von der Bewilligung her zeitlich-auf höchstens ein

fahr begrenzte Zuerkennungen, Diese besitzen folglich
gegenüber

Eehtenbewilligungen für den Begünstigten eine hesentlich
ge-

ringere wirtschaftliche Bedeutung, so
daß hinsichtlich eines

Eingriffs
in zu Unrecht bewilligte Leistungen unter dem Ge—

sichtspunkt
der

wirtschaftlichen Zumutbarkeit eine andere Bee

:rschtuhg als
im

Rentenrecht nicht nur-berechtigt, sondern-sogar

erforderlich ist. Schon aus
diesem Örunde_entfällt

eine
Üorlage—

pflicht
wegen

Abweichung gem & H2 SGS. '

Dies gilt auch hinsichtlich anderer Entscheidungen des BSG, auf
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die sich der ”. Senat für seiné_oa ReChtsprechung berufen hat.

Dem Urteil des 11. Senats vom 11. Juni 1959 (BSGE 10; 72,

76 ff) lag ein anderer Sachverhalt zugrunde; neben den Aus-

führungen zum
Verantwortungsbereich stellt der

11„ Senat tragend

auf den Umstand ab, daß der rechtswidrige
Üerwaltungsaht

bereits

3 1/2 Jahre lang bestanden hatte. Nach Inkrafttreten des SGB 10'

wäre eine Rücknahme
bereits

nach der Fristenregelung des 5 45

Abs 3 Satz 1 SGB 10 unzulässig. Im übrigen führt der 11. Senat

in
seinem

Urteil vom 6. September 1961 (BSGE 15, 81, 82 ff :
SozR Nr 26 zu 5 77 SGG) aus, das

Interesse daran;
daß Leistungen,

für die eine materielle Rechtsgrundlage von Anfang nicht be—

standen habe; für die Zukunft in Wegfall
kommen, sei in der-Regel—

auch dann höher zu bewerten als das Vertrauen des Begünstigten,

wenn die Rechtswidrigkeit des
Bescheides

nicht in den Verant—

wortungsbereich des Begünstigten falle, sondern allein in den_

Verantwortungsbereich der Verwaltung. Insofern stimmt die Recht—

sprechung des 11. Senats bei der Bewertung von
Verwaltungsfeh-

lern mit der des_BundesverwaltUngsgerichts (BVerwG) überein,

welche danach differenziert, ob es sich um Rücknahmen für die

Vergangenheit oder — wie hier — nur für die Zukunft handelt. Das

BVerwG hält es jedenfalls in Fällen der letzteren Art bei'der

Frage des Vertrauensschutzes für
bedeutungslos, bb die Behörde

die Fehlerhaftigkeit verschuldet hat (vgl BVerwGE 10, 308, 310;

19, 188, 189 ff; siehe_demgegenüber bei Rücknahmen für die-Ver—

gangenheit: BVerwGE 8, 261, 271; 13, 28‚.33; ebenso: BSG vom

2%.Oktober1984_ 6 RKa10/83_). Demfolgt der Senatfür den
Bereich der Alhi jedenfalls in Fällen der vorliegenden Art.
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Zur Begründung eines Vertrauensschutzes iS des $ 45 Abs 1 SGB 10

reichen auch solche finanziellen Einbußen nicht
aus,

die sich?

daraus ergeben, daß der Kläger als Folge der Rücknahme der

Alhi—Bewilligung für die Zeit_ab 2; Dezember 1982 auf die lnan„

spruchnanme
von Sozialhilfe angewiesen ist.

hie
schon ausgeführt

wurde, weist auch die Alhi Elemente staatlicher Fürsorge auf;

Leistungen aus beiden Rechtsbereichen
setzen

Bedürftigkeit
des

Antragstellers
voraus. Ist die Gewährleistung der Exist8n251chem

rung durch Sozialhilfe wegen dieser Kongruenz mit der Alhi aber

mit ein_Grund dafür, daß der Gesetzgeber ohne Verletzung ven

Verfassungsrecht
in den

Bestand rechtmäßig
entstandener Alhi—'

Ansprüche
eingreifen

darf, muß das erst recht
gelten

für Ein_

griffe in
reehtswidrig

bewilligte Leistungen, jedenfalls
für die

Zukunft. Ob insoweit für
Dauerleistungen

aus anderen Rechtsge—

bieten des Sozialrechts, die nicht wie die Alhi (stets) von Ben
dürftigkeit

abhängen, etwas anderes gilt, kann
dahinstehen

(vgl

zu
einer

besonderen Fallgestaltung BSG SozR 1300 5
#5

Nr 9; siehe

‚auch: Pickel, SGB 10, @#5 Anm 3a; Schroeder—Printzen/Engel—_
„innfüiesner/VOn‘wulffen

SGB 10, 5 45 Anm-4.2).

Alleriings könnte es nicht ohne Einfluß auf die Ausübung des

iücxneemereehts einer zu Unrecht bewilligten Alhi bleiben, wenn

.UL3 ich der-Höhe der Alhi und der stattdessen zustehenden Sn—

zialnilfe ein-derart greVierender Unterschied zum Nachteil des

:stungsempfängers besteht, daß damit eine nachhaltige Schmäu

ie":ug seiner Existenzgrundlagen verbunden ist„ Das LSG hat in—

soweit Keine ausreichenden Feststellungen getroffen, insbesondere

nieht-die tatsächliche Höhe der dem Kläger für den streitigen

;\
}
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Zeitraum ggf zustehenden Sozialhilfe ermittelt. Gleichwohl bedarf

es deshalb nicht der Zurückverweisung der Sache an das LSG; denn

für die Entscheidung über die Revision des Klägers kommt es aus

den nachfölgenden Gründen hierauf nicht an.

Nach Auffassüng des Senats ist bei einer grundsätzlichen Ver—

Weisbarkeit auf Sozialhilfe die Frage des_Umfanges einer daraus?

folgenden Einkommensminderung nicht ein Umstand, der im Sinne des

Fehlens von Rechtsvoraussetzungen für die Rücknahme eines feh—

'lerhaft begünstigenden Verwaltungsaktes das Vertrauen eines Leim

_stungsempfängers in dessen Fortbestand begründen kann. Der Senat

folgert diese eingéschränkte Beachtlichkeit wirtschaftlicher

Folgen einer Rücknahme im Rahmen des Vertrauensschutzes aus dem

Konzept des % 45 Abs 2 Satz 2 SGB 10, wonach das
Vertrauen

—_zu—

dem nur in der Regel — schutzwürdig ist, wenn der Begünstigte

erbrachte Leistungen verbraucht oder eine Vermögensdisposition

getroffen hat, die er nicht mehr oder nur unter unzumutbaren

Nachteilen rückgängig
machen kann. Das schließt zwar die Be—

rücxsichtigung anderer Umstände bei der Interessenabwägung nicht

aus (vgl dazu BSG SozR 1300 5 45 Nr 9). Die bloße Erwartung des

Begünstigten, die ihm zugebilligte Dauerleistung werde bis zum

Ablauf der Bewilligungszeit in jedem Falle
uhgeschmälert

ausbe—

zahlt, ist jedoch nicht als Tatbestandsmerkmal des berechtigten

Vertrauens_ausgestaltet. Das
bedeutet

aber nicht, daß auch ohne

konkrete
Vermögensdispositionen

die Tatsache einer Einkommens—

schmälerdng als Folge der Beschränkung auf Sozialhilfe für die

Rücknahme einer
Bewilligung

gänzlich unbeachtlich wäre. Vielmehr

hat ihr.die Beklagte bei der Ausübung.ihres Ermessens nachzu—

_29_
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


'429_.

gehen, dh insoweit den éachuerhalt
des konkreten Falles gehörig

aufzuklären und danach im Rahmen pflichtgemäßer Ermessensausübung

zu entscheiden, ob sie von ihrem Rücknahmerecht
Gebrauch

machen

odér_davon
- ganz oder teilweise

— absehen will. Hieran fehlt es,

wie noch auszuführen ist.

.Mit seiner Auffassung über
die_systematische

Einordnung der
Prü—'

fung einer bloßen Einkommensminderung wegen Inanspruchnahme von
Soaialhilfe_als

Folge der
Rücknahme

eines rechtswidrigen begün—

-stigenden Verwaltungsaktes setzt sich der Senat zwar in Wider—

spruch zu der Rechtsansicht des 10. Senats des
BSG

in dem schon

'Erwähnten_Urteil
vom 14. Juni 1985 (SozR

1300
5 “5 Nr 9), wonach

-das Verwiesensein auf eine geringere Sozialhilfe im Einzelfalle

geeignet sein kann, schutzwürdiges
Vertrauen

iS des 5 45 Abs 2

Satz 1 SGB 10 zu begründen? Gleichwohl ist eine Anrufung des

Großen Senats.des BSG gem 5 42 SGG nicht erforderlich; für dief

Entscheidung des
erkenhenden

Senats kommt es hierauf
letztlich.

nämlich nicht_an. Ebenso wie der 10. Senat gelangt der er-
i;;n:nde-SEnat

hier zu
dem Ergebnis, daß.der Klage

gegen den

’Rüoknehmebescheid stattzugeben
war, wenn auch aus anderen, noch

rörternden Gründen.zu “m

“„vsr ist allerdings fest2ustellen,
daß der Kläger auch

keine

anderen Gründe
geltend

machen kann, die auf seiner Seite den Be»

grand
eines schutzwürdigen Vertrauens ergeben. Zwar ist die

iücnnehme
von.Verwaltungsakten

mit Dauerwirkung‘mit Wirkung für

die Zukunft
ausnahmsweise

dann ungerechtfertigt, wenn sie für den

Betroffenen unzumutbar ist (vgl BSG SozR 1300 % ü5 Nr 9). Davon
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ist ZB
auszugehen,

wenn die
Begünstigung

ursächlioh war für eine

einschneidende und dauernde Änderung der Lebensführung des Be-

günstigten (BSGE 31, 190, 196 : SozR Nr 3 zu S 27 GAL 1965 vom

14. September 1965; BVerwGE 9, 251, 255), oder wenn der Be—

günstigte
durch den Entzug der bisherigen Leistungen erheblich

getroffen wird (BSG SozR 1300 % A5 Nr
9); Hierbei sind alle

Folgen einer Rücknahme für den davon Betroffenen zu berücksich—

tigen, auch solche, die sich nur als mittelbare oder unmittelbare

Nebenwirkungen ergeben. Einen
entsprechenden

Sächverhalt vermag

der Kläger mit seinen Ausführungen, er habe durch die Rücknahme

des Bewilligungsbescheides vom 23. März 1982 nachhaltig be—

stimmte Rechtspositionen verloren, jedoch nicht zu belegen.

Die
Behauptung, durch den Verlust der Eigenschaft eines Lei—

stungsempfängers sei die Möglichkeit entfallen; an_Arbeitsbe—

schaffungsmaßnahmen nach dem AFG teilnehmen zu können, ergibt

keine unzumutbare Belastung. Zwar dürfen nach S 93 Abs 1 Satz 2

AFG idF des AFKG nur Arbeitnehmer in eine
Arbeitsbeschaffungse

maßnahme zugewiesen werden, die für die Zeit unmittelbar vor der

Zuweisung Alg oder Alhi bezogen haben oder Anspruch
auf

eine

dieser Leistung hatten und innerhalb-der letzten zwölf Monate vor

’ der Zuweisung mindestens seehs Monate beim Arbeitsamt gemeldet

waren. Mit der Rücknahme der
Alhi—Bewilligüng

ab 2, Dezember

1982 erfüllte der Kläger für die Folgeäeit nicht mehr diese Vor—

aussetzungen. Das bedeutet jedoch keinen absoluten Ausschluß des

_.Klägers
von Förderungsmaßnahmen dieser Art. Zum einen kann die

Beklagte Ausnahmen von den oa Voraussetzungen für schwer ver—

mittelbare Arbeitslose zulassen (vgl S 95 Abs 3 Satz 2 AFG idF
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des AFKG in Verbindung mit 5 2 Abs 2 der Anordnung der Bundes-

anstalt für Arbeit —BA—über die Förderung von Allgemeinen Maß—

nahmen zur
Ärbeitsbeschaffung‘aus Mitteln der Bundesanstalt

’

_ ABM;Anordnung_ vom25. Juni 1980,ANBA1980, 1530;jetzt 9 2
Abs 3 der ARM—Anordnung vom 13. beiember

198ü‚-ANBA 198%, 71);

zum anderen ist auch für Bezieher
von_3ezialhilfe

eine gleich-

artige Förderung möglich (Vgl @@18,.19 BSHG). Im übrigen be—
schreibt

% 93 AFG lediglich den förderungsberechtigten PerSonen—

kreis, dessen Angehörige
weder einen Redhtsanspruoh auf Förderung

noch auf Zuweisung zu einer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme besitzen

(ugl:Sehönefelder/Kranz/Wanka,
Komm 2 AFG, Stand: August 1972,

-S 93 HdNr 5). Die Rechtsposition, die der Kläger insoweit allen»

falls durch die Rücknahme der
Alhi—Bewilligung

verliert, besteht

mithin nur in der von einer
Auswahl—

und
Ermessensentscheidung

der
Beklagten

abhängigen Möglichkeit zur
Förderung.

Sie er-

'streckte sich zudem längstens auf die Restdauer der-aufgehobenen

Bewilligung ven rund vier Menaten und besitzt auch von
daher

nicht die Qualität einer den
Vertrauensschutz

in den
fortbestand'

f;. rechtswidrigen Begünstigung begründenden Unzumutbarkeit.

Der Hinweis
des Klägers auf den Fortfall

seines Krankenversicne—

rungsschutzes
wegen der Rücknahme der Alhi—Bewilligung als_Grund

für
einen ausreichenden

Vertrauensschutz geht fehl. Zum einen

besteht nach dem Ende des Bezuges von Alhi die Möglichkeit_zu

einer freiwilligen weiterversicherung in der
gesetzlichen

Kran—

kenversicherung (% 155 Abs 2 AFG iVm % 313 RVG;
Vgl

Gagel
ua,

IKomm
2 AFG, % 150,

RdNrn
2“, 217; Peters, Handbuch der

Kranken;

ver5ieherung, % 313 Anm 9). Die dafür anfallenden Beiträge hat
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ggf der
Sozialhilfeträger

zu
übernehmen

(% 13 Abs 1 BSHG), der im

übrigen bei Fehlen eines anderweitigen VersicherUngsschutzes

Krankenhilfe in dem Umfange zu gewähren hätte, wie er den Vor—

schriften der gesetzlichen Krankenversicherung entspricht (% 37

BSHG). Der Fortfall der gesetzlichen Krankenversicherung nach“

5 155 Abs 1 AFG bedeutet mithin für den Kläger keine unzumutbare

Belastung.

Dasselbe
gilt für die Behauptung von rentenversicherungsrecht—

lichen Nachteilen, die der Kläger als Folge der Rücknahme der

Alhi-Bewilligung erleide. Nach @ 1227_Abs 1 Nr 10 der Reichs—

versicherungsordnung —RVO+ (: s 2 Abs 1 Nr 12 AVG) in.der bis zum
l31. Dezehber 1982 geltenden Fassung des 20. Rentenanpassungs—

hgesetzes
vom 20. Juni 1977 (BGBl I 1040) löste der Bezug ua

von.“

Alhi
in bestimmten Fällen Versicherungspflicht in der gesetz—

lichen Rentenvérsicherung aus;
die Beitragslast traf die Beklagte

C5
1385

Abs A Buchstabe h RVG : 5 112
Abs

3 Buchstabe 1 AVG).

Weil die Alhi erst mit Wirkung ab 2.
Dezehber_1982

aufgehoben

wurde, wirkte sich beim Kläger für den Fall, daß er während des

Bezugs von Alhi rentenversichert war, der Monat Dezember 1982

noch voll bei der Zahl der anréchnungsfähigen Versicherungsjahre

iS des 5 1250 Abs 1 Buchstabe a ileAbs 3 EVO aus (vgl BSGE A1,

41;'A8 ff : SozR 2200 $ 1259 Nr 13). Durch das Haushaltbegleit—

gesetz 1983 vom 20.
Dezember 1982

(BGBl
I 1857) ist die Renten—

versicherung5pflicht von Leistungsempfängern nach dem AFG be—

seitigt werden. Seit 1.
Januar 1983 sind Zeiten des Bezugs vön

(ua) Alhi nur noch als Ausfallzeiten anzurechnen (5 1259 Abs 1

Nr 3a EVO : $ 36 Abs 1 Nr 3a AVG). Die Beklagte muß zwar auch für?
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Solche Zeiten weiterhin Beiträge entrichten (% 1385a RVO : %‘112a

AVG); diese werden aber nicht dem einzelnen gutgeschrieben‚r

'
sondern dienen nur zur

Lastenverteilung
zwischen der BA und den

Trägern der Renten?ersicherung (vgl BSGSozR 2200 3 1236 Nr 38).

Auch Zeiten
des

Bezuges von Sozialhilfe dienen_unter
geWissen

Voraussetzungen zur Begründung einer Ausfallzéit (vgl % 1259

Abs 1 fir_ 3 Buchstab'e-'_CIRVO: € 36 Abs 1 Nr 3 Buchstabe
c AVG).

Unabhängig davon kann der_Sozialhilfeträger auch Kosten zur
.

Schaffung der Voraussetzungen für eine angemessene
Alters—4

sicherung übernehmen
is

1“ BSHG). Infolgedessen bedeutet die

Verweisung des Klägers auf die Inanspruchnahme
von Sozialhilfe

auch wegen der
rentenversichérungsrechtlichen

Folgen keine Unzu—

mutbare ReChtsfolge, die sein Vertrauen in die Bestahd3kraft‚der

rechtswidrigen Alhi-Bewilligung begründen könnte. Es sind auch

keine weiteren Gründe für eine sOlche Réchtsfolge ersichtlich.

Ungeachtet des Vorliegens der
Rechtsvoräussetzungen für die

streitige-Rücknähme nach 5 “5 SGB 10 ist der Rücknahmebescheid‚

«sa 23. November 1382 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides

Vom 28. Dezember 1982
rechtswidrig, weil die Béklagte_dabei

von

ihrer Pflicht zur Ausübung
sachgereChten

ErmeSsens keinen Ge—

brauch gemacht hat. Die Rücknahme eines rechtswidrigen begün—

stigenden Verwaltungsaktes nach
% ü5 SGB 10 ist eine ErmeSsens-

“entscheidung,
wie

aus dem
Wortlaut

des_Absatzes 1 Satz 1 folgt,

daß ein solcher Verwaltungsakt bei Vorliegen der
übrigen VorauS—

setzungen zurückgenommen werden "darf". Der erkennende Senat

folgt insoweit
der Rechtsprechung

des 9. und 11. Senats des BSG

(vgl BSG SozR 1300 5 “5
Nr 12 im Anschluß an BSGE 55, 250 : SozR\
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13005 50 Nr 3; SozB13005 48 Nr 11). Infolgedessen hat der so-
zialleistungsträger bei RücknahmenentScheidungen nach % ü5 SGB 10

sein Ermessen entsprechend dem Zweck der Ermächtigung
auszuüben

und dabei die Grenzen des Ermessens einzuhalten; der Betroffene_

hat hierauf einen
Rechtsanspruch

(% 39 Abs 1 SGB ? Allgemeiner

Teil — —SGB
1-).

Nach allgemeiner Überzeugung muß die Behörde
bei

der Ermessensentscheidung von einer richtigen Beurteilung der
‘

Voraussetzungen für das Ermessen und bei dessen Ausübung
Vom

richtigen und vollständig ermittelten Sachverhalt ausgehen; sie

darf nur eine Rechtsfolge aussprechen und muß überhaupt eine

Brmessehsentscheidung treffen, wo das Gesetz eine solche vor-

sieht. Daran fehlt es hier.

Für die Frage, ob die Beklagte überhaupt eine Ermessensent—'

scheidung getroffen und — falls ja — ob diese rechtmäßig wer,

kommt es auf den Inhalt dés.Rücknahmebescheides, insbesondere

seine Begründung an. Diese muß nicht nur erkennen lassen, daß die'

.Beklagte eine Ermessensentscheidung treffen wollte und getroffen

hat‚_sondern auch diejenigen Gesichtspunkte, von denen sie_bei

der Ausübung des Ermessens ausgegangen ist (S 35 Abs 1 Satz 3

SGB 10; vgl aUch BSGE 27, 34, 38 : SozR Nr-3 zu 5 1236 RVG). In—

soweit ist auch
der

Inhalt des
Widerspruchsbescheides maßgebend

(% ü1 Abs 1 Nr 2 iVm Abs 2 SGB 10). Den Rücknahmebescheid
Qom'

29. November 1982 hat die Beklagte lediglich damit begründet,

daB Zeiten der einphasigen Lehrerausbildung im Rahmen eines öf—

fentlich—rechtlichen
DienstVerhältnisses entgegen früherer

Rebhtsauffassuhg
nicht gleichbedeutend mit Zeiten in einem öf—

fentlich-rechtlichen Dienstverhältnis seien, so daß der Gleich-_
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stellungstatbestand des % T34 Abs
2 Nr 1_AFG

nicht
vorliege. Im

widersprüchsbescheid
vom 28. Dezember-1982 wiederholt sie diese

Rechtsauffessung mit näherer Begründung und fölgert daraus die
Rechtswidrigkeit

der
Bewilligung

vom 23. März
1982.

Im_letzten

Absatz begründet sie sodann ihre
Aüffassung,

warum der Kläger

gegen die'Rücknahme
nicht

ein
schutzwürdiges Vertrauen

geltend

‚machen könne. Sie führt dazu aus, daß bei dauerndem
Bezug

von

.Leistungen aus
öffentlichen Mitteln

dem öffentlichen Interesse an

der Beseitigung eines rechtswidrigen Zustandes der Vorrang ein-

zuräumen sei. Dafür, daß die Begünstigung ursächlich für eine"

einschneidende und
dauernde Änderung

der Lebensführung des Be-

‘günstigten gewesen'sei - was eine Rücknahme ausnathweise
aus—

schlösse -, sei nichts ersichtlich.

Diese Begründung erhellt, daß die
Beklagte

eine
Ermessehsent-

scheidung nicht
getroffen hat. Wie schon ausgeführt Wurde,

ge-

hören'die Fragen der Rechtswidrigkeit eines begünstigenden Ver-

waltungsaktes und eines nicht bestehenden
Schutzes

des Vertrauens

in dessen Bestand iS des @ “5 Abs 2 SGB 10 zu den VorauSset-

zungen, die_zunächst vorliegen müssen, um zu einer
Erhessensentu‘

-scheidung zu gelangen,-nämlich zu der Prüfung, ob von einem da“-

ius_folgenden Rücknahmerecht Gebrauch gemacht herden soll
oder

-
gant oder teilweise -_nicht, Hat-jedoch die Behörde lediglich

sie voraussetzungen für die
Ausübung

des
Ermessens

geprüft und

bejaht‚und-bereits aufgrund dessen eine Rücknahméentscheidung

"getroffen, ist die Entscheidung rechtswidrig, weil es an der

durch den Zweck der Ermächtigung vorgeschriebenen Abwägung und

angemessenen Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles fehlt

_35_
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_36_

(BSG SozR 1200 $ 66 Nr 10; BSGE 55, 55, 61 : SOZR 7910 5 59

Nr 15).

Der_Senat vermag deshalb der Auffassung des LSG nicht zu folgen,

daß die oa Ausführungen im Widerspruchsbescheid als ausreichende

Ermessénsausübung
gewertet werden können. Das LSG weist selbst

darauf hin, daß jene die Interessenabwägung im Sinne
des

Ver—

trauehsschutzes
betreffen, also nur eine Voraussetzung für die

Anwendung von Ermessen. Abgesehen davon, daß sie sich in der

Wiedergabe des Gesetzestextes und allgemeiner Grundsätze er—

lschöpfen, erübrigen sich deshalb keineswegs Ausführungen dazu,

aus welchen Gründen auch nach Abwägung der individuellen Ver—

hältnisse des Einzelfalles die Rücknahme für gerechtfertigt ge—

halten wird. Insoweit mag es sich zwar teilweise um Gesichts—

punkte handeln, die‘bereit3 bei der Frage zu prüfen sind, ob der

Kläger Vertrauensschutz
genießt. Während sie dort jedoch bei

entsprechender Wertung für die gesetzliche Vorauesetzung des

Rücknahmerechts nur eine richtige Antwort
zulassen,

besitzt die

‚Beklagte bei ihrer Wertung im Rahmen der Ermessensausübuhg das

Recht, zwischen mehreren je für sich
ebenfalls

richtigen Lösungen

zu wählen, nämlich die zu Unrecht bewilligte Leistung gleichwohl

ganz oder zur Anpassung übergangsweise, ggf auch teilweise zu

belassen, oder sie ganz zu entziehen (BSG
5523

1200 8 66
Nr

10).

Es ist unumgänglich,
daß die Beklagte ihre Erwägungen hierzu

deutlich macht.

Zudem können bei der Ermessensprüfung auch weitere Umstände zu

beachten sein, die bei der Interessenabwägung im Rahmen des Ver—
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-trauensschutzes keine Rolle spielten.
Es

Wurde schon darauf hin”

gewiesen;
daß zwar die Verweisung auf Sozialhilfe grundsätzlich

'nicht geeignet ist, die Voraussetzungen für
die

Rücknahme einer

zu Unrecht bewilligten Alhi
unter dem Gesichtspunkt des Ver-

.trauensSehutzes zu
beseitigen.-Die im Einzelfalle dadurch ein—'

tretenden
wirtschaftlichen Folgen für den Betroffenen können je—

doch derart
sein,

daß sie bei
Sachgerechter Ermessensapsübung

gleichwohl zu keiner oder einer differenzierten Rücknahmeent—

scheidung führen.
Pflicht

der Beklagten ist es deshalb, in jedem

Falle-auf die für die Ermessenséntscheiduhg relevanten Verhält-

nisse des Einzelfalles
einzugehen. Sie

wäre
hierzu selbst dann

angehalten, wenn sie sich für eine Erme35enséntsoheidung auf

allgemeine Grundsätze berufen wollte (BSGE 27, 3H, 38 ; SozR Nr 3

zu S'1236 RVG; esse 48, 8, 11 : SozR 2200-5 1301 Nr 19). Die
formelhafte Feststellung,

hinsichtlich besonderer Umstände sei

nichts ersichtlich; reicht keinesfalls aus. Den für ihre-Ent-\

scheidung benötigten Sachverhalt hat
die

Beklagte
ggf von

Ahts

wegen zu ermitteln; sie kann sich_dabei ua der Mituirkung der,

L;„eiligten bedienen (55 20, 21 SGB 10). In Fällen der vorlie—

fgenden Art
müßte es sich zB aufdrängen, die Höhe der zustehenden

Sozialhilfeleistungen
festzustellen und

deren-Bedeutung
im Ver-

hältnis_zur
Höhe der zu

entziehenden
Alhi für_die persönlichen

Lebenswerhältnisse des Betroffenen-in
die

Ermessensbeurtéiluhg

einzubeziehen. An alledem fehlt es jedoch.

Im übrigen wird auch aus dem Inhalt des sogenannten Ergänzunge—

bescheides vom 27. Juni 198” deutlich; daß die Beklagte bis zum

Erlaß des Widerspruchsbescheides keine Ermessen$prüfung ange-
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stellt hatte. Dieses Schreiben enthält weder inhaltlich noch

formal eine eigenständige Ermessensent$cheidung; es ist kein

Verwaltungsakt, wie
schon ausgeführt

wurde. Die Beklagte erklärt

darin, "daß
auch

unter
Berücksichtigung

des von der
Beklagten

ausZuübenden Ermessens eine andere Entscheidung nicht getroffen

werden konnte"..Es sei zur Klarstellung darzulegen‚ "daß auch

unter Berücksichtigung der Ermessensausübung eine andere Enté

scheidung nicht
nöglich

war". Diese Ausführungen können nur dahin

verstanden werden, daß der angefochtene Bescheid in der Gestalt

des Widerspruchsbescheides auch nach Auffassung der Beklagten

(noch) keine Ermessensentscheidung enthält. Diese wird in dem

Schreiben vom 27. Juni 1984 auch nicht etwa nachgeholt, weil.

dieses Schreiben selbst nicht
die.Grühde

mitteilt, worin denn die

Brmessensabwägung
bestehen

soll. Im übrigen wäre ein solches

Nachschieben Von Ermessensgründen unbeschtlich,_weil verspätet

(SS35 Abs 1 Satz 2, M1Abs2 SGB10).

Das
Fehlen

der Ermessensentscheidung führt zur Rechtswidrigkeit

der
angefochtenen Rücknahmeentscheidung. Der Kläger hat zu Recht

ihre Aufhebung begehrt; denn ohne die wirksame
Ausübung

des Er-

messens durch die Beklagte läßt sich nicht feststellen, daß keine

andere Entscheidung'in der Sache hätte getroffen werden
können

(5 “1 Satz 1 SGB 10). Auf die Revision des Klägers muß deshalb

das angefochtene Urteil aufgehoben und die
Berufung

der Beklagten

gegen das Urteil des SG zurückgewiesen werden.
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Die Kostenentscheidung folgt äus der Anwendung von 5_ 193 SGG..
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